
 

 
18. Wahlperiode 
 

HESSISCHER LANDTAG 

 
Drucksache 18/4312 

   
 
 
Entschließungsantrag 
 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
 
betreffend wirkungsvolle Maßnahmen zur Euro-Stabilisierung umsetzen – für Eurobonds mit 
klaren Bedingungen 
 
Der Landtag wolle beschließen: 
 
Der Landtag bekräftigt, dass das europäische Einigungsprojekt eines der erfolgreichsten 
Friedens- und Wohlstandsprojekte der jüngeren Geschichte war und ist. Namen großer 
europäischer Staatsmänner wie Konrad Adenauer, Charles de Gaulle, Alcide De Gasperi, 
Willy Brandt, Helmut Kohl und Francois Mitterand sind untrennbar mit diesem 
Jahrhundertprojekt verbunden. 
 
Alle diese Staatsmänner hat ausgezeichnet, dass ihnen die Vision eines geeinten, 
friedlichen Europas stets wichtiger war als tagespolitischer Populismus. Sie hatten den Mut 
und die Kraft auch gegen anfängliche Widerstände beharrlich die notwendigen 
Integrationsschritte zu erklären und für ihre Unterstützung zu werben. Der Landtag bekennt 
sich zu dieser Tradition und erwartet dies auch von den politischen Entscheidungsträgern 
in der Landesregierung, auf Bundes- und Europaebene.  
 
Gerade die Bundesrepublik Deutschland hat der Integration in die Gemeinschaft der 
europäischen Staaten viel zu verdanken. Ohne europäische Einheit wäre auch die 
deutsche Einheit kaum möglich geworden. Durch die Wirtschafts- und Währungsunion 
profitiert die Bundesrepublik als Exportnation auch ökonomisch erheblich. 
 
Der Landtag stellt fest, dass durch unseriöse Haushaltspolitik einzelner EU-Staaten, die 
Folgen der Weltwirtschaftskrise und die teilweise unverantwortlichen Spekulationen an den 
Finanzmärkten die Europäische Union zurzeit eine harte Bewährungsprobe erlebt.  
 
Der Landtag hält es für erforderlich, die derzeitige Krise auch als Chance zu begreifen und 
die notwendigen nächsten Schritte zur Vertiefung der europäischen Union zu gehen. Es 
geht um nicht mehr und nicht weniger als um die Frage, ob allein das freie Spiel der 
Marktkräfte über Wohl und Wehe Europas bestimmt oder ob es gelingt, im Interesse der 
Bürgerinnen und Bürger das Primat der Politik zu verteidigen bzw. zurück zu erobern. Es 
muss gelingen, den europäischen Finanz- und Realmärkten auch eine handlungsfähige 
europäische Finanz- und Wirtschaftspolitik gegenüberzustellen. Es geht darum, aus dem 
Erfolgsmodell der sozialen Marktwirschaft eine europäische soziale Marktwirtschaft zum 
Wohle der Bürgerinnen und Bürger zu machen. 
 
Hierfür braucht es überzeugte Europäerinnen und Europäer und keine populistischen 
Taktikerinnen und Taktiker. Der Landtag hält es für erforderlich: 



 
• die berechtigten Sorgen der Bürgerinnen und Bürger ernst zu nehmen und sie über die 

derzeitigen Entwicklungen umfassend zu informieren. 
• zügig die notwendigen Entscheidungen unter Einbeziehung der Parlamente zu treffen. 
• von den Staaten, die in finanziellen Schwierigkeiten sind, umfassende 

Reformanstrengungen zur Sicherung des Euros und der Europäischen Union zu 
verlangen und deren Umsetzung zu kontrollieren. 

• die Staaten in ihren Reformanstrengungen durch die Solidarität aller europäischer 
Staaten zu unterstützen.  

• die Ausgabe gemeinsamer Anleihen der Eurostaaten, der so genannten Eurobonds, 
nicht mehr auszuschließen, sondern klare Bedingungen für deren Einführung zu 
formulieren. Eurobonds mit klaren Bedingungen können auch eine Chance für eine 
seriöse Haushaltspolitik der Zukunft mit vertretbaren Einsparungen, Effizienzsteigerungen 
und notwendigen Einnahmeerhöhungen sein. Eine solche seriöse Haushaltspolitik 
würde die Ausgabe von Eurobonds zu niedrigen Zinssätzen, also mit vertretbaren 
Kosten, ermöglichen. Für die Finanzmärkte muss klar sein: Die Euro-Zone lässt sich nicht 
spalten. 

• die Banken in die Lösung der aktuellen Krise einzubeziehen, wie dies bereits in Ansätzen 
durch den teilweisen Forderungsverzicht geschehen ist. 

• durch geeignete europaweite Maßnahmen wie beispielsweise eine 
Finanztransaktionssteuer oder das europaweite Verbot von Leerverkäufen 
Spekulationen und Finanzmarktblasen endlich zu bremsen bzw. Einhalt zu gebieten. 

 
Es entscheidet sich in den nächsten Wochen, ob das Projekt der europäischen Integration 
weitergeht oder es zu Rückschritten mit unabsehbaren Folgen kommt. Gleichzeitig muss 
auch die Frage beantwortet werden, ob der Primat der Politik noch bzw. wieder gilt oder 
ob am Ende entfesselte Finanzmärkte über das Wohl und Wehe ganzer Volkswirtschaften 
entscheiden. Gerade wenn es darum geht, entfesselten Finanzmärkten endlich Grenzen 
zu setzen, ist mehr und nicht weniger europäische Zusammenarbeit gefragt. Die Zukunft 
Deutschlands und Europas entscheidet sich am Mut zur Wahrheit und erfordert 
entschlossenes Handeln – jetzt! 
 
 
Wiesbaden, 16. August 2011 
 
Der Fraktionsvorsitzende 
 
 
 
 
Tarek Al-Wazir 
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